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Drucksache jVl*. 


Interpellation 

der Fraktion der FDP 


betr. Beschlagnahme von Kraftfahrzeugen in der 
sowjetisch besetzten Zone. 


Es häufen sich die Fälle, daß Lastkraftwagen, Personenkraftwagen 
und Omnibusse seitens der ostzonalen Behörden durch eine Ein- 
ziehungsveifügung beschlagnahmt w^erden. Begründet werden diese 
Beschlagnahmen meistens mit Unrichtigkeiten bzw. Ungenauigkeiten 
in den vor geschriebenen Warenbegleitscheinen, in einigen Fällen aber 
auch mit dem angeblich illegalen Verbringen von Treibstoff aus der 
Ostzone nach Westberlin oder in die Westzone. Auch in den Fällen, 
wo formale Fehler festgestellt wurden, steht die Maßnahme der 
Beschlagnahme der Kraftfahrzeuge in keinem Verhältnis zu den 
etwaigen Fehlern, so daß angenommen werden kann, daß diese 
Beschlagnahmen dazu dienen, das schlechte Material an Kraftfahr- 
zeugen in der Ostzone zu ersetzen bzw. zu ergänzen. 

Die Verluste, die durch diese willkürlichen Maßnahmen entstehen, 
gehen in die Millionen und haben manche Unternehmer der 
Deutschen Bundesrepublik bis an den Rand des Abgrundes gebracht. 

Es wurde festgestellt, daß aus den gleichen nichtigen Gründen die 
Fahrer derartiger Fahrzeuge inhaftiert wurden, ohne daß ihnen über 
die Dauer der Haft irgendeine Mitteilung gemadit wurde, noch daß 
sie überhaupt vernommen wurden. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Besitzt sie eine genaue Übersicht über den Umfang der bisherigen 
Beschlagnahmen ? 

2. Ist sie bereit, sich gegebenenfalls durch eine amtliche Umfrage 
eine genaue Übersicht über den Umfang zu beschaffen? 

3. Hat die Bundesregierung eine Übersicht über die Zahl der 
inhaftierten Personen? 

4. Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, durch eine Umfrage 
sich eine genaue Übersicht über die inhaftierten Personen zu 
beschaffen? 
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5. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um den 
so Betroffenen zu ihrem Recht zu verhelfen? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, im Einvernehmen mit der Hohen 
Alliierten Kommission unverzüglich Verhandlungen mit den ost- 
zonalen Behörden einzuleiten, um die zu Unrecht beschlagnahmten 
Fahrzeuge freizubekommen und die inhaftierten Personen aus der 
Haft zu befreien sowie zukünftige willkürliche Maßnahmen zu 
verhindern ? 

7. Ist die Bundesregierung bereit, bei den kommenden Interzoncn- 
verhandlungen, wie diese mehrfach aus Verkehrskreisen gefordert 
wurden, genaue Abmachungen zu treffen, die die in dieser Inter- 
pellation genannten willkürlichen Maßnahmen in Zukunft ver- 
hindern? 

8. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, durch Gegenmaßnahmen 
die ostzonalen Behörden zur Rücknahme der aus reiner Willkür 
ergangenen Verfügungen zu zwingen? 


Bonn, den 8. November 1951 


Rademaclier 
Euler und Fraktion 



